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1. Unterhaltsleistungen ab 2025 nur noch bei
Banküberweisung anerkannt

Ab dem 1.1.2025 werden nach der Änderung durch
das Jahressteuergesetz 2024 Unterhaltsaufwendun-
gen nur noch als außergewöhnliche Belastungen
anerkannt, wenn Geldleistungen durch Banküber-
weisung auf ein Konto der unterhaltenen Person
bezahlt werden. Bislang werden auch andere Zah-
lungswege zugelassen (z.B. Mitnahme von Bargeld
bei Familienheimfahrten).

Handlungsempfehlung:
Insoweit sollten die Geldleistungen ggf. auf Banküberwei-
sung umgestellt werden. Daneben sind unverändert aber
auch Sachleistungen möglich.

2. Aufwendungen für Kinderbetreuung kön-
nen ab 2025 in größerem Umfang steuer-
lich geltend gemacht werden

Kosten der Kinderbetreuung können begrenzt
steuerlich geltend gemacht werden. Nach der beste-
henden Regelung können zwei Drittel der Aufwen-
dungen für Kinderbetreuung, höchstens 4 000 € je
Kind, als Sonderausgaben berücksichtigt werden.
Begünstigt sind Aufwendungen für Dienstleistungen
zur Betreuung eines zum Haushalt des Stpfl. gehör-
enden Kindes, welches das 14. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat oder wegen einer vor Vollendung
des 25. Lebensjahres eingetretenen körperlichen,
geistigen oder seelischen Behinderung außerstande
ist, sich selbst zu unterhalten. Dabei sind Aufwen-
dungen für Unterricht, die Vermittlung besonderer
Fähigkeiten sowie für sportliche und andere Freizeit-
betätigungen nicht abziehbar. Abzugsfähig sind ins-
besondere Kosten für die Kindertagesstätte oder
eine Tagesmutter.

Als familienpolitische Maßnahme wird ab 2025 die
Begrenzung von zwei Drittel der Aufwendungen auf
80 % der Aufwendungen und der Höchstbetrag
der als Sonderausgaben abzugsfähigen Kinderbe-
treuungskosten auf 4800 € je Kind erhöht.

Hinweis:
Insoweit ist zu beachten, dass Kinderbetreuungskosten
nur bei demjenigen steuermindernd als Sonderausgaben
berücksichtigt werden können, der sie getragen hat. Dies
gilt auch für alleinerziehende Eltern im paritätischen
Wechselmodell (bei annähernd gleichwertiger Haushalts-
aufnahme des Kindes in beide Haushalte), wie der BFH nun
mit Urteil v. 10.7.2024 (Az. III R 1/22) entschieden hat. In
der Praxis müssen in solchen Fällen die Kinderbetreuungs-
kosten anteilig von beiden Elternteilen gezahlt werden und
Kindergeld sowie Entlastungsbetrag für Alleinerziehende
müssen gemeinsam entsprechend den Wünschen zuge-
ordnet werden. Daneben hat der BFH in diesem Urteil ent-
schieden, dass auch im Falle des paritätischen Wechsel-
modells die alleinige Zuordnung des Entlastungsbetrags
für Alleinerziehende zu lediglich einem Elternteil rechtens
ist. Treffen die Berechtigten hinsichtlich des Entlastungs-
betrags keine Bestimmung untereinander, steht der Entlas-
tungsbetrag demjenigen zu, an den das Kindergeld gezahlt
wird. Stets wird der Entlastungsbetrag wegen desselben
Kindes für denselben Monat nur einem Berechtigten ge-
währt, auch wenn mehrere Berechtigte die Voraussetzun-
gen für seine Gewährung erfüllen; eine Aufteilung ist nicht
vorgesehen.

3. Mindestlohn steigt zum 1.1.2025 und
ebenso die Minijob-Grenze

Zum 1.1.2025 steigt der Mindestlohn auf 12,82 € je
Stunde (aktuell 12,41 € je Stunde). Entsprechend
wird auch die Verdienstgrenze für Minijobs auf
556 € pro Monat angehoben und der Übergangsbe-
reich (für sog. Midijobs) liegt bei 556,01 € bis 2 000 €.

Hinweis:
Ggf. sind abweichende (höhere) Branchenmindestlöhne zu
beachten. Auch diese steigen teilweise zum 1.1.2025 an,
so z.B. im Elektrohandwerk und in der Pflegebranche.
Branchenmindestlöhne sind Mindestlöhne, die von Ge-
werkschaften und Arbeitgebern in einem Tarifvertrag aus-
gehandelt und dann für allgemeingültig erklärt werden. Die-
se Branchenmindestlöhne gelten für alle Unternehmen und
Betriebe einer Branche, auch wenn sie nicht tarifgebunden
sind.

Handlungsempfehlung:
Zu prüfen ist, ob eine Anhebung des vereinbarten Lohns
auf den ab dem 1.1.2025 geltenden Mindestlohn notwen-
dig ist. Arbeitnehmer, die ein versicherungspflichtiges Ar-
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beitsverhältnis (mit entsprechender Absicherung, z.B.
Krankenversicherungsschutz) wünschen, müssen ab dem
1.1.2025 einen Bruttoverdienst von mindestens 556,01 €

haben. Auch insoweit ist ggf. eine Anpassung erforderlich.

4. Sachbezugswerte für 2025

Werden den Arbeitnehmern kostenlos oder verbilligt
Verpflegung, Wohnung oder Unterkunft zur Verfü-
gung gestellt, liegen sog. Sachbezüge vor. Diese
sind Teil des Arbeitslohns und deshalb als „geldwer-
ter Vorteil“ steuer- und sozialversicherungspflichtig.
Zu bewerten sind diese Sachbezüge nach den An-
sätzen der Sozialversicherungsentgeltverordnung.
Die Sachbezugswerte entwickeln sich wie in der
Übersicht „Sachbezugswerte“ dargestellt.

Übersicht: Sachbezugswerte

Jahr freie Ver-
pflegung
insgesamt
(kein

minder-
jähriger
Familien-
ange-
höriger)

freie allge-
meine

Unterkunft
bei Bele-
gung mit
einem voll-
jährigen
Beschäf-
tigten

Frühstück Mittag- und
Abendessen je

monatlich monatlich monat-
lich

täglich monat-
lich

täglich

2025 333,00 € 282,00 € 69,00 € 2,30 € 132,00€ 4,40 €

2024 313,00 € 278,00 € 65,00 € 2,17 € 124,00 € 4,13 €

Handlungsempfehlung:
Wegen der vergleichsweise geringen Sachbezugswerte
kann es günstiger sein, wenn statt Barlohn Sachbezüge,
z.B. in Form von Restaurantgutscheinen, an die Arbeitneh-
mer ausgegeben werden. Sachbezüge sind (insgesamt) bis
zu einer Freigrenze von 50,00 € je Monat lohnsteuerfrei und
unterliegen auch nicht der Sozialversicherungspflicht. Im
Einzelfall sollte die Umsetzung einer solchen Gestaltung
unter Hinzuziehung steuerlichen Rats erfolgen, da die An-
erkennung von Sachbezügen an enge Bedingungen ge-
knüpft ist.

5. Änderungen des Umsatzsteuergesetzes
zum 1.1.2025

Mit dem Jahressteuergesetz 2024 treten zum
1.1.2025 punktuelle Änderungen bei der Umsatz-
steuer in Kraft (vorbehaltlich des Abschlusses des
Gesetzgebungsverfahrens). Herauszustellen sind fol-
gende Aspekte:

Steuerbefreiung für Bildungsleistungen:

Die nationale Regelung der Steuerbefreiung für
Bildungsleistungen wird an die (zwingend gelten-
de) Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie angepasst.
Den Vorgaben des Unionsrechts folgend fallen
auch steuerbare Bildungsleistungen, welche von
Einrichtungen des öffentlichen Rechts, die mit sol-
chen Aufgaben betraut sind, erbracht werden, un-
ter die Steuerbefreiung. Zu den Einrichtungen des
öffentlichen Rechts, die mit den vorgenannten Bil-
dungsaufgaben betraut sind, gehören insbeson-
dere in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft betrie-
bene allgemeinbildende oder berufsbildende

Schulen und staatliche Hochschulen i.S.d. § 1
Hochschulrahmengesetz.
Des Weiteren wird der Umfang der begünstigten
Leistungen von derzeit „Leistungen, die auf einen
Beruf oder eine vor einer juristischen Person des
öffentlichen Rechts abzulegende Prüfung ord-
nungsgemäß vorbereiten“ auf „Schul- und Hoch-
schulunterricht, Aus- und Fortbildung sowie be-
rufliche Umschulung und damit eng verbundene
Lieferungen und sonstige Leistungen“ ausge-
dehnt.
Ebenso wird Schul- und Hochschulunterricht
steuerbefreit, der von Privatlehrern erteilt wird.

Handlungsempfehlung:
Für den Einzelfall ist zu prüfen, ob ab 1.1.2025 die Steuer-
befreiung in Anspruch genommen werden kann und wel-
che Nachweise ggf. zu führen sind (z.B. Bescheinigung
der Landesbehörde, welche auch zukünftig erforderlich
ist). Der Gesetzgeber hat die Änderungen dergestalt vorge-
nommen, dass keine Schlechterstellung gegenüber dem
bisherigen Recht erfolgen soll.

Besteuerung der Kleinunternehmer:

Bei Kleinunternehmern wird wie bisher auf die Be-
steuerung mit Umsatzsteuer verzichtet. Künftig
kommt für deren Leistungen allerdings eine
Steuerbefreiung zur Anwendung statt der bisheri-
gen Nichterhebung der Umsatzsteuer. Kleinunter-
nehmer dürfen entsprechend in ausgestellten
Rechnungen keine Umsatzsteuer ausweisen; viel-
mehr ist in der Rechnung auf die Anwendung der
Kleinunternehmerregelung hinzuweisen. Weiterhin
besteht keine Berechtigung zum Vorsteuerabzug.
Die Kleinunternehmerregelung kann angewendet
werden, wenn der Gesamtumsatz im vorangegan-
genen Kalenderjahr 25 000 € nicht überschritten
hat und im laufenden Kalenderjahr 100 000 € nicht
überschreitet. Bislang galten insoweit die Grenzen
von 22 000 € bzw. 50000 €. Inhaltlich verschärft
wurde aber die Anwendung der Betragsgrenze
für das laufende Jahr: Während die bisherige
50000 €-Grenze prognoseabhängig war, entfällt
ab 2025 die Kleinunternehmerregelung im laufen-
den Kj. mit Wirkung ab diesem Zeitpunkt, sobald
die Umsatzgrenze von 100000 € überschritten
wird. Im Jahr der Aufnahme der Tätigkeit ist
die Kleinunternehmerregelung nur anzuwenden,
wenn die 25 000 €-Grenze nicht überschritten
wird. Bereits der Umsatz, mit dem die Grenze
überschritten wird, unterliegt der Regelbesteue-
rung, während die bis zum Zeitpunkt der Über-
schreitung bewirkten Umsätze steuerfrei bleiben.
Auf die Anwendung der Kleinunternehmerrege-
lung kann verzichtet werden, was den Unterneh-
mer dann aber für mindestens fünf Kalenderjahre
bindet.
Die Kleinunternehmerregelung gilt auch für im
übrigenGemeinschaftsgebiet ansässige Unterneh-
mer.DiesekönnendieKleinunternehmerregelung in
Anspruch nehmen, wenn der Jahresumsatz im Ge-
meinschaftsgebiet im vorangegangenen Kalender-
jahr 100000€nicht überschritten hat und im laufen-
den Kalenderjahr nicht überschreitet.
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Inländische Unternehmer können ab 2025 die
Kleinunternehmerregelungen anderer EU-Mit-
gliedstaaten beanspruchen, was dann voraus-
setzt, dass der Unternehmer an dem besonderen
Meldeverfahren für Kleinunternehmer teilnimmt.
Insoweit muss beim Bundeszentralamt für
Steuern die Teilnahme an diesem besonderen
Meldeverfahren beantragt werden.

Hinweis:
Die Anwendung der Kleinunternehmerregelung ist insbe-
sondere dann von Vorteil, wenn Leistungen gegenüber Pri-
vatpersonen oder Unternehmern, die nicht zum Vorsteuer-
abzug berechtigt sind, erbracht werden. Im Einzelfall ist
nun zu prüfen, ob auf Grund der angehobenen Betrags-
grenzen ab 2025 die Kleinunternehmerregelung angewen-
det werden kann. Inländische Unternehmer sollten auch
prüfen, ob sie ab 2025 Kleinunternehmerregelungen in an-
deren EU-Mitgliedstaaten beanspruchen wollen und in die-
sem Fall muss die Teilnahme an dem entsprechenden Mel-
deverfahren beantragt werden.

Umsatzsteuersatz für pauschalierende Land-
wirte:

Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit einem Ge-
samtumsatz bis zu 600000 € erfolgt i.d.R. die Be-
rechnung der Umsatzsteuer nach einem herabge-
setzten Steuersatz, was dann aber auch mit einem
pauschalierten Vorsteuerabzug in gleicher Höhe
verbunden ist. Der Umsatzsteuersatz auf diese
landwirtschaftlichen Produkte beträgt in 2024
8,4 % und für das Jahr 2025 wird der Pauschal-
steuersatz auf 7,8 % festgelegt. Auf Antrag kann
auch zur Regelbesteuerung – 19 % Umsatzsteuer
und Abzug der tatsächlichen Vorsteuerbeträge –
optiert werden.

Handlungsempfehlung:
Ab dem 1.1.2025 sind erbrachte Lieferungen nun im Falle
der Mehrwertsteuerpauschalierung mit einem Steuersatz
von 7,8 % abzurechnen. Insoweit ist die Rechnungsstel-
lung anzupassen. Entsprechend vermindert sich auch der
pauschale Vorsteuerabzug. In der Regel ist diese Pau-
schalbesteuerung finanziell günstig und daneben braucht
bei deren Nutzung auch der tatsächliche Vorsteuerabzug
nicht ermittelt zu werden. Zu prüfen ist aber im Einzelfall,
ob auf die Pauschalbesteuerung verzichtet werden sollte.

Vorsteuerabzug aus Leistungen von Unterneh-
mern, die die Umsatzsteuer nach vereinnahmten
Entgelten berechnen:

Kleinere Unternehmen können die Umsatzsteuer
abweichend von den üblichen Regeln nach verein-
nahmten Entgelten berechnen, d.h. insbesondere
schuldendiesedanndieUmsatzsteuer auf erbrach-
te Ausgangsleistungen erst in dem Voranmel-
dungszeitraum, in dem von dem Abnehmer das
Entgelt vereinnahmt wird. Nach der Grundregel
würde die Umsatzsteuer unabhängig vom Zeit-
punkt der Zahlung bereits für den Voranmeldungs-
zeitraum geschuldet, in dem die Leistung erbracht
wird.
Hiervon unabhängig kannder Vorsteuerabzug stets
bereits dann erfolgen, wenn die Eingangsleistung
erbracht wurde und eine entsprechende Rechnung

vorliegt. Dies wird nun – allerdings erstmals für
Rechnungen, die nach dem 31.12.2027 ausge-
stellt werden – geändert. Dann muss der leistende
Unternehmer in derRechnung vermerken,wenndie
Versteuerung nach vereinnahmten Entgelten er-
folgt und beim Leistungsempfänger ist in diesem
Fall der Vorsteuerabzug erst in dem Voranmel-
dungszeitraum zulässig, in dem die Zahlung auf
die ausgeführte Leistung entrichtet wurde.

Handlungsempfehlung:
Diese Änderung muss dann entsprechend im Rechnungs-
wesen berücksichtigt werden, um eine zeitlich richtige Zu-
ordnung des Vorsteuerabzugs gewährleisten zu können.

6. Verkürzte Aufbewahrungspflichten durch
das Bürokratieentlastungsgesetz IV

Sowohl nach dem Handelsgesetzbuch – also für
Handelsgewerbetreibende – als auch nach den
Steuergesetzen bestehen Aufbewahrungspflichten
für bestimmte Unterlagen, damit über eine ange-
messene Zeit eine Prüfung erfolgen kann. Mit dem
Bürokratieentlastungsgesetz IV wurden die Aufbe-
wahrungspflichten nun verkürzt. Diese stellen sich
folgendermaßen dar:

Art der Unterlage Aufbewah-
rungsform

Aufbewah-
rungszeit

Handelsbücher,
Inventare, Eröffnungs-
bilanzen, Jahresab-
schlüsse, Lageberich-
te, Konzernabschlüs-
se, Konzernlagebe-
richte sowie die zu
ihrem Verständnis er-
forderlichen Arbeitsan-
weisungen und sonsti-
gen Organisationsun-
terlagen

Eröffnungsbilan-
zen und Ab-
schlüsse: im Ori-
ginal, ansonsten:
Original oder in
digitaler Form

zehn Jahre

empfangene Handels-
briefe

Original oder in
digitaler Form

sechs Jahre

Wiedergaben der ab-
gesandten Handels-
briefe

Original oder in
digitaler Form

sechs Jahre

sonstige Unterlagen,
soweit sie für die Be-
steuerung von Bedeu-
tung sind (so z.B.
innerbetriebliche Kor-
respondenz, Auftrags-
und Bestellunterlagen,
Kostenstellen, Aus-
und Einfuhrunterlagen,
Mahnvorgänge)

Original oder in
digitaler Form

sechs Jahre

Buchungsbelege Original oder in
digitaler Form

acht Jahre (bis-
her: zehn Jahre)

Verkürzt wurde nun die Aufbewahrungspflicht für
Buchungsbelege auf acht Jahre. Bislang galt eine
Aufbewahrungspflicht über zehn Jahre. Die Aufbe-
wahrungspflicht für Buchungsbelege beginnt in dem
jeweiligen Buchungsjahr, also in dem Geschäftsjahr,
in dem diese verbucht wurden.
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Handlungsempfehlung:
Im Jahresabschluss sind die Kosten für die Aufbewahrung
der Unterlagen als Rückstellung zu berücksichtigen. Die
erfolgte Verkürzung der Aufbewahrungspflichten führt nun
dazu, dass diese Rückstellung zu überprüfen und anzupas-
sen ist. Somit sind die Buchungsbelege für 2015 und früh-
ere Jahre nicht mehr aufbewahrungspflichtig.

Hinweis:
Allerdings ist zu beachten, dass steuerlich ggf. eine längere
Aufbewahrungsfrist gilt: Auf Grund steuerrechtlicher Vor-
gaben läuft die Aufbewahrungsfrist von zehn oder sechs
Jahren dann nicht ab, soweit und solange die Unterlagen
für Steuern von Bedeutung sind, für welche die Festset-
zungsfrist noch nicht abgelaufen ist. Die steuerlichen Auf-
bewahrungsvorschriften sind daher mit der Festsetzungs-
frist verknüpft. Dies muss für den Einzelfall separat geprüft
werden. So bestehen z.B. weiterhin Aufbewahrungspflich-
ten, wenn für das entsprechende Jahr eine steuerliche Au-
ßenprüfung noch läuft oder ein Rechtsbehelfsverfahren an-
hängig ist.

7. Steuerbefreite Photovoltaikanlagen: Er-
weiterter Anwendungsbereich ab 1.1.2025

Der Anwendungsbereich für bei der Einkommen-
steuer (und auch Körperschaftsteuer) steuerbefreite
Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) soll ab dem
1.1.2025 vereinheitlich und punktuell erweitert wer-
den. Steuerbefreit sind dann die Einnahmen und Ent-
nahmen im Zusammenhang mit dem Betrieb von auf,
an oder in Gebäuden (einschließlich Nebengebäu-
den) vorhandenen PV-Anlagen, wenn die installierte
Bruttoleistung laut Marktstammdatenregister bis zu
30 kW (peak) je Wohn- oder Gewerbeeinheit und ins-
gesamt höchstens 100 kW (peak) pro Stpfl. oder Mit-
unternehmerschaft beträgt. Dies gilt für PV-Anlagen,
die nach dem 31.12.2024 angeschafft, in Betrieb ge-
nommen oder erweitert werden.
Nach bislang geltendem Recht wird zwischen zwei
Gebäudeklassen differenziert. Bei Mehrfamilienhäu-
sern oder Häusern, die sowohl Wohn- als auch Ge-
werbezwecken dienen, sind aktuell nur PV-Anlagen
von bis zu 15 kW (peak) je Wohn- oder Gewerbeein-
heit begünstigt. Durch die Änderung werden auch bei
Gebäuden mit mehreren Gewerbeeinheiten aber oh-
ne Wohneinheiten PV-Anlagen bis zu 30 kW (peak) je
Gewerbeeinheit begünstigt.

Handlungsempfehlung:
Ggf. kann in solchen Fällen das Hinausschieben der Inves-
tition bis nach dem 31.12.2024 sinnvoll sein.

Hinweis:
Fallen PV-Anlagen unter diese Steuerbefreiung bei der Ein-
kommensteuer (und ggf. Körperschaftsteuer), so sind sämt-
liche Einnahmen und Entnahmen betreffend dieser PV-An-

lage(n) steuerfrei gestellt. Im Gegenzug können allerdings
auch die Betriebsausgaben steuerlich nicht mehr geltend
gemacht werden.

8. Mitteilungspflicht über den Einsatz bzw.
die Außerbetriebnahme von elektro-
nischen Kassensystemen beginnt zum
1.1.2025

Bereits vor einigen Jahren war eine Mitteilungspflicht
über den Einsatz bzw. die Außerbetriebnahme von
elektronischen Kassensystemen gesetzlich verankert
worden. Nun steht ab dem 1.1.2025 die elektro-
nische Übermittlungsmöglichkeit für diese Meldun-
gen an die Finanzämter über das Programm „Mein
ELSTER“ und die ERiC-Schnittstelle ab dem
1.1.2025 zur Verfügung, so dass die Meldepflicht
auch tatsächlich einsetzt. Daher gilt zurMitteilungs-
pflicht über den Einsatz bzw. die Außerbetrieb-
nahme von elektronischen Kassensystemen:

Die Mitteilung von vor dem 1.7.2025 angeschaff-
ten elektronischen Aufzeichnungssystemen ist bis
zum 31.7.2025 zu erstatten.
Ab dem 1.7.2025 angeschaffte elektronische
Aufzeichnungssysteme sind innerhalb eines Mo-
nats nach Anschaffung mitzuteilen. Dies gilt eben-
falls für ab dem 1.7.2025 außer Betrieb genom-
mene elektronische Aufzeichnungssysteme. Die
Mitteilung der Außerbetriebnahme elektronischer
Aufzeichnungssysteme setzt allerdings vorher die
Mitteilung der Anschaffung voraus.
Elektronische Aufzeichnungssysteme, die vor
dem 1.7.2025 endgültig außer Betrieb genommen
wurden und im Betrieb nicht mehr vorgehalten
werden, sind nur mitzuteilen, wenn die Meldung
der Anschaffung des elektronischen Aufzeich-
nungssystems zu diesem Zeitpunkt bereits erfolgt
ist.

Hinweis:

Zu den meldepflichtigen elektronischen Aufzeichnungssys-
temen gehören z.B. elektronische oder computergestützte
Kassensysteme oder Registrierkassen, Tablet-/App-Kas-
sensysteme (softwarebasierte eAS), Waagen mit Regis-
trierkassenfunktion, Hotelsoftware mit Kassenfunktion,
Praxissoftware für Ärzte mit integriertem Kassenmodul,
welches der Abwicklung von Barzahlungen dient. Weiterhin
hierzu zählen EU-Taxameter und Wegstreckenzähler. Nicht
erfasst werden dagegen z.B. Fahrscheinautomaten und
Fahrscheindrucker, Kassen- und Parkscheinautomaten so-
wie Ladepunkte für Elektro- oder Hybridfahrzeuge, Waren-
und Dienstleistungsautomaten. Die Meldepflicht gilt auch
für gemietete oder geleaste elektronische Aufzeich-
nungssysteme.
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